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Wir werden uns dem islamistischen Terrorismus nicht beugen! 

Wir stehen in tiefer Solidarität an der Seite aller Bürgerinnen und Bürger von Paris 
und aller Franzosen. Die Freiheit ist stärker als der Terror. 

Die Absage des Fußballländerspiels in Hannover hat uns erneut vor Augen geführt, 
dass auch Deutschland im Fadenkreuz des internationalen Terrorismus steht.  

Wer unseren freiheitlichen Staat und unsere Rechtsordnung bekämpft, dem werden 
wir mit aller Härte und Schärfe begegnen. Wir müssen angesichts der großen Bedro-
hungen, die von zu allem entschlossenen Terroristen ausgehen, unsere rechtsstaat-
lichen Mittel ausschöpfen, um unser Land zu schützen. Die Konferenz der Innenpoli-
tischen Sprecher von CDU/CSU in Bund und Ländern fordert daher die Umsetzung 
folgender Sofortmaßnahmen: 

- Die Leistungsfähigkeit der Polizeien des Bundes und der Länder muss im Hin-
blick auf die brutalen Anschläge in Paris umfassend überprüft und, wo erforder-
lich, angepasst werden. Der Bund leistet mit der Aufstellung robuster Einheiten 
bei der Bundespolizei hier einen wesentlichen Beitrag, um solche Terrorlagen 
beherrschen zu können. Entsprechend müssen die Polizeien in den Ländern mit 
Schutzausrüstung der Schutzklasse 4 ausgestattet werden. Darüber hinaus ist 
die Ausrüstung der Polizeien den aktuellen Erfordernissen anzupassen und muss 
entsprechend fortgeschrieben werden.  

- Wir benötigen einen weiteren Ausbau des europäischen und internationalen In-
formationsaustausches zwischen den Sicherheitsbehörden insbesondere über 
sogenannte Gefährder. Ohne eine effektive Aufklärung im Vorfeld, sind wir nicht 
in der Lage, terroristische Gefahren frühzeitig zu erkennen und erfolgreich abzu-
wehren. Wir benötigen zudem rasch ein europäisches Fluggastdatensystem, um 
Reisebewegungen djihadistischer Kämpfer besser nachvollziehen zu können. 

- Die beschlossene Wiedereinführung der Mindest- und Höchstspeicherfrist für 
Verkehrsdaten war eine langjährige Forderung von CDU/CSU und stellt ein für 
die Sicherheitsbehörden unverzichtbares Ermittlungsinstrument dar. Wir sollten 
prüfen, ob zu einer effektiven Bekämpfung des internationalen Terrorismus nicht 
auch der Zugriff des Bundeskriminalamtes sowie der Verfassungsschutzämter in 
Bund und Ländern erforderlich ist.  

- Wir fordern eine Wiedereinführung der Strafbarkeit der Sympathiewerbung für 
terroristische Vereinigungen. Es ist unzureichend, dass die Werbung für eine ter-
roristische Vereinigung nur dann strafbar ist, wenn konkret um Mitglieder oder 
Unterstützer geworben wird. Die effektive Bekämpfung von Radikalisierung und 



Rekrutierung muss früher ansetzen. Wer für eine terroristische Vereinigung wirbt, 
indem er seine Sympathie zum Ausdruck bringt, muss ebenso bestraft werden. 
Derartige Sympathiewerbungen haben angesichts des Internets explosionsartig 
zugenommen und sind der Nährboden für eine weitere Radikalisierung und Ter-
ror.  

- Die Staatsbürgerschaftsurkunde ist mehr als nur ein Blatt Papier. Es ist ein Be-
kenntnis dafür, dass Staatsbürgerschaft und Staat für einander einstehen. Es ist 
unerträglich, wenn Menschen unsere Staatsbürgerschaft nur dazu nutzen, um 
Sozialleistungen in Empfang zu nehmen, sich ansonsten klar von unserem Ge-
meinwesen abwenden und auch bei uns am liebsten ein Kalifat errichten wollen. 
Wenn wir schon den Erwerb einer doppelten Staatsbürgerschaft zulassen, sollten 
wir zumindest bei denjenigen, die neben der deutschen eine weitere Staatsbür-
gerschaft besitzen, sich dann aber auf die Seite des IS schlagen, die deutsche 
Staatsbürgerschaft auch wieder aberkennen können. Wer statt dem Grundgesetz 
nur die Scharia anerkennt, kann keinen Platz in unserer Gesellschaft finden. 
 
 

Wir stehen für eine Asyl- und Flüchtlingspolitik mit Realitätssinn und 
Augenmaß 

Die Bundesrepublik Deutschland wird in diesem Jahr voraussichtlich mehr als 1 Milli-
on Menschen, von denen viele auf der Flucht vor politischer Verfolgung, Krieg und 
Terror sind und in unserem Land Schutz suchen, aufnehmen. Allen, die dabei mithel-
fen, danken wir ausdrücklich. Deutschland ist derzeit das Hauptzielland der Migran-
ten. Die Gründe hierfür sind vielfältig, jedoch spielen unsere große Hilfsbereitschaft, 
die wirtschaftliche Stärke unseres Landes und auch die im europäischen Vergleich 
hohen Unterbringungsstandards und Sozialleistungen sowie der großzügige Famili-
ennachzug eine wesentliche Rolle. 

Seit Anfang September kommen täglich zwischen 6.000 und 13.000 Flüchtlinge über 
die österreichisch-deutsche Grenze nach Bayern. Die schiere Zahl an Hilfesuchen-
den und die derzeitige Geschwindigkeit, mit der die Migranten nach Deutschland ge-
langen, drohen nicht nur die vielfach ehrenamtlich getragenen Hilfssysteme, sondern 
auch die staatlichen Institutionen zu überfordern, die einen reibungslosen Ablauf bei 
der Registrierung, Versorgung, Unterbringung und Betreuung garantieren sollen. Die 
Aufnahmekapazitäten der Länder und Kommunen sind begrenzt und es besteht die 
Gefahr der Überforderung. Die Bundesrepublik Deutschland kann nicht allen Ge-
flüchteten und Vertriebenen Schutz gewähren. Wir brauchen daher eine effektive 
Steuerung der Migration. Wir müssen klar trennen zwischen denen, die wirklich einen 
Anspruch auf Schutz und Hilfe in Deutschland haben und jenen, die sich bei uns ein 
besseres Leben versprechen. Schutzbedürftige mit dauerhafter Bleibeperspektive in 
Deutschland gilt es schnell zu identifizieren und anzuerkennen, damit diese sich 
schnell integrieren. Wer kein Recht auf Schutz in Deutschland hat, muss unverzüg-
lich in seine Heimat oder einen sicheren Drittstaat zurückgeführt werden.  



Trotz unserer humanitären Verantwortung gilt unsere Verantwortung zuerst allen un-
seren Bürgerinnen und Bürgern. Wir sind vor allem ihnen verpflichtet. Und sie sind 
es, die unseren Staat und die Gesellschaft tragen und so zum Gelingen einer In-
tegration beitragen. Nur mit einer breiten Akzeptanz in der Bevölkerung können alle 
Integrationsanstrengungen erfolgreich sein. Es ist das gute Recht unserer Bürgerin-
nen und Bürger, ihre Sorgen, Ängste und Nöte offen aussprechen zu dürfen und 
Fehlentwicklungen zu benennen. Diese gilt es ernst zu nehmen. Hetze und Hass ist 
klare Absage zu erteilen. Die Meinungsfreiheit ist ein hohes und schützenswertes 
Gut; sie darf jedoch nicht missbraucht werden.  

Die Zuwanderung ist auf ein Maß zu begrenzen, das die gesellschaftliche Akzeptanz 
nicht übersteigt und die Integrationsfähigkeit dieses Landes auch langfristig gewähr-
leistet. Geltendes nationales und europäisches Recht muss konsequent angewandt 
werden.  

Mögliche Fehlanreize, die eine Zuwanderung über das deutsche Asylsystem begüns-
tigen, sind abzubauen. Ein einheitlicher europäischer Standard über die materielle 
und medizinische Versorgung ist notwendig, um ungleiche Belastungen zu verhin-
dern. Zudem muss die Bundesrepublik Deutschland in Europa und vor allem in den 
Herkunftsländern deutlich signalisieren, dass Deutschland nicht alle Wünsche erfül-
len kann, die sich auf unser Land richten. Die enge Zusammenarbeit mit unseren 
europäischen Nachbarn in der Flüchtlingsfrage ist unabdingbar, um zu Lösungen zu 
kommen, die auch langfristig tragbar sind. 

Die bisher erreichten Kompromisse in der deutschen Asylpolitik weisen in die richtige 
Richtung, dennoch handelt es sich um Maßnahmen, deren Wirkungen sich nicht so-
fort entfalten. Um zu einer erheblichen Reduzierung der Zugangszahlen zu kommen, 
fordert die Konferenz der Innenpolitischen Sprecher von CDU und CSU die kurzfristi-
ge Umsetzung folgender Sofortmaßnahmen. 

Erforderliche Maßnahmen auf EU-/internationaler Ebene 

- Jeder Mitgliedsstaat der EU sollte jährliche Kontingente für gezielte humanitäre 
Zuwanderung festlegen. Diese Kontingente sollen jährlich überprüft und die ggf. 
an aktuelle Entwicklungen angepasst werden können. Das Grundrecht auf Asyl, 
nach Artikel 16a GG bleibt davon unberührt.  

- Es sind sofortige Verhandlungen über die schnellstmögliche Stärkung der Grenz-
schutzagentur (Frontex) notwendig. Dabei ist darauf zu achten, dass Frontex so 
ausgestattet wird, dass illegale Grenzübertritte und Schleuserkriminalität effektiv 
bekämpft werden können.  

- Alle EU-Staaten sollen zur kurzfristigen Unterstützung an den EU-Außengrenzen 
Polizeikräfte zur Verfügung stellen.  

- Die Dublin-III-Verordnung muss zeitnah weiterentwickelt werden.  
- Sollte es nicht gelingen, einen wirksamen Schutz der Außengrenzen des Schen-

gen-Raumes durchzusetzen, fordern wir die Bundesregierung auf, sich für die 



Aktivierung des Schengener Notfallmechanismus beim Rat der Europäischen 
Union auszusprechen. 

- Alle Flüchtlinge sollen direkt bei ihrer Einreise in die EU, also an dem Ort, wo sie 
erstmals europäischen Boden betreten, registriert werden. An diesen Orten sollte 
der Aus- bzw. Neubau von Registrierungs- und Verteilungszentren aus Mitteln 
des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds der EU forciert werden. Die Unter-
haltung dieser Zentren ist organisatorisch und finanziell durch alle EU-Staaten 
abzusichern.  

- Da nicht alle Schutzberechtigten vor Ort betreut werden können, sind diese nach 
einem festen Schlüssel auf die EU-Staaten zu verteilen.  

- Der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds der EU muss finanziell aufgestockt 
werden. 

- Asylsuchende, die keine Chance auf einen Aufenthaltstitel in einem der EU-
Staaten haben, sollten unmittelbar aus diesen Zentren wieder in ihre Herkunfts-
länder bzw. in sichere Drittstaaten zurückgeführt werden.  

- Hierzu braucht es ein einheitliches europäisches Asylverfahren mit einem ver-
gleichbaren Niveau sozialer Leistungen. Mittelfristig müssen hierfür die asylpoliti-
schen Rahmenbedingungen in der EU angeglichen werden. 

- Es bedarf einer gemeinsamen EU-Liste sicherer Herkunftsländer. 
- Wir sehen die Notwenigkeit eines stärkeren Engagements der EU und ihrer Mit-

gliedsländer zur Bekämpfung der Fluchtursachen in den hauptsächlichen Her-
kunftsländern. Vor allem im Libanon, der Türkei und in Jordanien muss das En-
gagement erheblich verstärkt werden, die Situation in den bestehenden Flücht-
lingslagern spürbar zu verbessern.  

- Das System der Entwicklungshilfe muss stärker als interessengeleitetes Instru-
ment der Politik, auch die Rückkehrförderung beinhalten. 

- Wir fordern die Bundesregierung auf, sich in den internationalen Gremien für die 
Einrichtung von Schutzzonen in Syrien unter UN-Mandat einzusetzen.  

- Die Bundesregierung sollte mit allen Instrumenten der Öffentlichkeitsarbeit in 
Hauptherkunftsländern darauf hinweisen, dass wer offenkundig nicht schutzbe-
dürftig ist und gleichwohl in Deutschland einen Asylantrag stellt, unser Land 
rasch wieder verlassen muss.   

- Die Europäische Union muss gemeinsam mit internationalen Partnern die Staa-
ten des arabischen Raumes gewinnen, sich aktiver bei der Bekämpfung der 
Fluchtursachen in den Herkunftsländern und in der Flüchtlingshilfe zu engagie-
ren. 

Erforderliche Maßnahmen auf Ebene des Bundes: 

- Über die am 5. November 2015 von den Parteivorsitzenden beschlossenen 
Maßnahmen hinaus, sind weitere geeignete Sanktionsmaßnahmen für all dieje-
nigen zu prüfen, die sich ihrer Mitwirkungspflicht im Asylverfahren entziehen.  

- Die Aufenthaltsbeendigung bei Schutzsuchen, die straffällig werden, muss deut-
lich erleichtert werden. 



- Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) muss personell so aufge-
stellt werden, dass eine zeitnahe Stellung der Asylanträge stattfindet und die 
durchschnittliche Bearbeitungszeit der Asylanträge auf drei Monate verkürzt wird. 

- Der Personalkörper der Bundespolizei ist so auszustatten, dass er seine Aufga-
ben auch künftig in vollem Umfang erfüllen kann.  

- Bei der entschlossen vorzunehmenden Rückführung vollziehbar Ausreisepflichti-
ger ist auf die Unterstützung der Bundespolizei zurückzugreifen. 

- Der Familiennachzug bei subsidiär Schutzberechtigten ist entsprechend des Be-
schlusses der Parteivorsitzenden vom 5. November 2015 für zwei Jahre auszu-
setzen. 

- Bei allen Flüchtlingen ist ein individuelles Verfahren mit persönlicher Anhörung 
durch das BAMF durchzuführen. Keine Personengruppe darf pauschal als 
Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt werden.  

Erforderliche Maßnahmen auf Länderebene: 

- Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz der unionsgeführten Bundesre-
gierung ist ein umfangreiches Gesetzespaket zur Steuerung und Begrenzung 
des Flüchtlingszustroms beschlossen worden, das von den Ländern konsequent 
und in allen Teilen streng angewandt werden muss. Dass rot-grün regierte Län-
der öffentlich ankündigen, wesentliche Inhalte des Gesetzes - wie etwa die Un-
terbringung von Asylbewerbern ohne Bleibeperspektive in den Erstaufnahmeein-
richtungen oder den Vorrang des Sachleistungsprinzips - nicht umzusetzen, ist 
verantwortungslos und gegen den Geist des Gesetzes. 

- Wir wollen jeden Anreiz vermeiden, dass in Deutschland ein Antrag auf Asyl ge-
stellt wird, obwohl der Antragsteller nicht schutzbedürftig ist. Die Einführung einer 
Gesundheitskarte ist deshalb aus unserer Sicht das falsche Signal. Keinesfalls 
befürworten wir die Leistungsausweitung auf das Niveau der Gesetzlichen 
Krankversicherung.   

- Um die Landkreise und kreisfreien Städte wirkungsvoll bei der Unterbringung der 
zu uns kommenden Menschen mit Aufenthaltsberechtigung zu unterstützen, be-
darf es eines noch stärkeren finanziellen und organisatorischen Engagements 
durch die Länder. Daher fordern wir von allen Landesregierungen eine Vollfinan-
zierung notwendiger Kosten, die den Landkreisen und kreisfreien Städten bei der 
Unterbringung, Versorgung und Betreuung sowie bei notwendigen Integrations- 
und Ausbildungsmaßnahmen durch den Bund entstehen. 

- Abgelehnte Asylbewerber müssen unser Land rasch wieder verlassen und sind 
konsequent zurückzuführen. Insbesondere in den rot-grün regierten Ländern gibt 
es mit Blick auf die Zahl der Rückführungen noch viel Luft nach oben. Abschie-
bestopps für die Winterzeit lehnen wir ab.  

- Integration und Teilhabe am Arbeitsmarkt soll nur bei anerkannten Asylbewer-
bern sowie bei Asylbewerbern mit guter Bleibeperspektive erfolgen. 

- Die Sicherheitsbehörden der Länder, insbesondere die Polizei, sind personell so 
auszustatten, dass sie den aktuellen Erfordernissen Rechnung tragen. Ziel muss 



es sein, die derzeit sehr hohe Belastung der Sicherheitskräfte auf ein verträgli-
ches Normalmaß zurückzuführen. 

Integration einfordern 

Die Konferenz der Innenpolitischen Sprecher von CDU/CSU in Bund und Ländern 
hält die Utopie einer „Multikultigesellschaft“ für gescheitert. Wir erwarten von den hier 
lebenden Zuwanderern, sich die Grundlagen und Werte unseres Staates und seiner 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu eigen zu machen. Dazu zählt die Ach-
tung der Menschenwürde, die Gleichberechtigung von Mann und Frau, die Trennung 
von Staat und Religion sowie die Anerkennung unserer Kultur, die uns leitet und zu-
sammenhält. Für einen Islam, der die aus der christlich-jüdischen Tradition und dem 
christlichen Menschenbild sowie der Aufklärung abgeleiteten Werte unserer Gesell-
schaft in Frage stellt, ist kein Platz in Deutschland. Zwangsheirat, Ehrenmorde und 
die Vollverschleierung von Frauen werden wir nicht dulden. Die Scharia ist nicht mit 
dem Grundgesetz vereinbar. Wer die Geltung des Grundgesetzes nicht anerkennt, 
hat in unserer Gesellschaft keinen Platz. 


